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Kooptation  (Zuwahl)  in  den  deutschen  Kammern  rechtswidrig  +++

Bundesverwaltungsgericht  veröffentlicht  Urteilsbegründung  +++bffk  fordert

sofortige  Konsequenzen  +++  Hunderte  von  kooptierten

Vollversammlungsmitgliedern  müssen  ihre  Mandate  abgeben  +++  auch  die

Präsidenten der IHKn in Hamburg und Bonn sowie der HWK Hamburg betroffen

Am  16.  06.  2015  hat  das  Bundesverwaltungsgericht  einer  Klage  eines  bffk-

Mitgliedsunternehmens stattgegeben und die Kooptation/Zuwahl in die Vollversammlung

der  IHK  Mittlerer  Niederrhein  für  rechtswidrig  erklärt.  Schon  damals  hat  der  bffk

Konsequenzen  in  allen  anderen  Kammerbezirken  gefordert.  Die  Kammerfunktionäre

aber  wollten  die  Urteilsbegründung  abwarten.  Diese  liegt  nun  vor  und  der  vom

Bundesverwaltungsgericht  veröffentlichte  Leitsatz  ist  eindeutig.  Denn das Gericht  hat

ausdrücklich  einen  strukturellen  Mangel  in  der  Wahlordnung  als  entscheidend

bezeichnet, der sich in allen Wahlordnungen deutscher IHKn und HWKn findet. Da das

Bundesverwaltungsgericht  zudem  ausdrücklich  die  Feststellungsklage  als  zulässiges

Rechtsmittel  anerkannt  hat,  kann  mit  diesem  Urteil  nun  jede  Kooptation  in  einer

deutschen  Kammer  erfolgversprechend  angegriffen  werden.  „Das  ist  nun  wirklich

höchste Zeit,  dass alle,  die auf diesem Wege nachträglich in die Vollversammlungen

nachgewählt  wurden,  nun  ihre  Sessel  räumen“,  so  bffk-Geschäftsführer  Kai

Boeddinghaus. Er erinnert daran, dass schon aus demokratischer Sicht das Verfahren

der Kooptation immer umstritten war.  „Aus guten Gründen hat die IHK Frankfurt/Main

schon vor Jahren beschlossen, Kooptationen nur mit beratender Stimme durchzuführen“,

erinnert Boeddinghaus. Wenn die vielen IHKn und HWKn diesem Beispiel gefolgt wären

und die Kritik ernst genommen hätten, wäre ein solches Verfahren, das jetzt mit dem

Urteil gegen die aktuelle Praxis der Kooptation endete, nicht nötig gewesen.

Aus Sicht des bffk müssen jetzt  rasche Konsequenzen folgen.  „Es geht ja jetzt  nicht

mehr  darum,  ob  die  Betroffenen  ihre  Mandate  abgeben“,  macht  Boeddinghaus  klar.

„Jetzt ist nur noch die Frage, wer aus eigener Kraft und mit Anstand den Rücktritt erklärt
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und wen man buchstäblich aus dem Saal treiben muss“, unterstreicht er deutlich. Ein

energisches  Vorgehen  sei  notwendig,  weil  sich  nach  Informationen  des  bffk  bereits

andeutet,  weil etliche Kammern das Urteil  nicht respektieren wollen. Denn besonders

betroffen sind die IHKn in Hamburg und Bonn, deren Präsidenten durch die Hintertür der

Kooptation überhaupt erst in die Vollversammlung gelangen konnten. Auch der Präsident

der IHK Bonn muss aus Sicht des bffk den Sitz in der Vollversammlung und damit die

Präsidentschaft aufgeben.  „Aber auch die Rechtsaufsicht in den Wirtschaftsministerien

ist  jetzt  gefragt“,  meint  Kai  Boeddinghaus.  Es  könne  nicht  sein,  dass  nach  dem

deutlichen Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes die Kammerfunktionäre mit weiteren

Ausreden  an  ihren  Sesseln  kleben  wollten.  Boeddinghaus  weist  besonders  auf  die

Situation  in  Hamburg  hin,  wo  die  Rechtsaufsicht  unter  der  Verantwortung  des

Wirtschaftssenators steht, der es als vormaliger Präsident der Handelskammer schon in

der Vergangenheit seine Befangenheit unter Beweis gestellt hat.

Betroffen sind neben den drei genannten Kammerbezirke viele Hunderte von Kooptierten

in  Handwerkskammern,  Industrie-  und  Handelskammern  in  Vollversammlungen,

Regionalausschüssen und Bezirksversammlungen der  Kammern.  Der  bffk  hofft,  dass

aus den Vollversammlungen in Berlin, Köln und Kassel, die in den nächsten Wochen

zusammentreten und die  das Thema bereits  auf  der  Tagesordnung haben,  deutliche

Signale ausgehen, das Problem aus eigener Kraft zu lösen.

(BVerwG 10 C 14.14  vom 16. 06. 2015)
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